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Kleine Anfrage der Abgeordneten Verena Meiwald (DIE LINKE)
Drs.-Nr.: 6/16573
Thema: Bekämpfung von Geldwäsche und Umgang mit Geldwä-

scheverdachtsmeldungen im Freistaat Sachsen

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:

„Deutschland hat mit dem am 26. Juni 2017 in Kraft getretenen ‚Gesetz

zur Umsetzung der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung

der EU-Geldtransferverordnung und zur Neuorganisation der Zentral-
stelle für Finanztransaktionsuntersuchungen‘ (Financial Intelligence
Unit - FIU) die Strukturen der Geldwäschebekämpfung neu geordnet

und die zuvor arbeitsteilig bei Landeskriminalämtern und Bundeskri-
minalamt angesiedelte FIU in die Generalzolldirektion im Verantwor-

tungsbereich des Bundesministeriums der Finanzen verlagert.“

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich
die Kleine Anfrage wie folgt:

Hausanschrift:

Sächsisches Staatsministerium

Frage 1: des Innern

Welche Stelle im Freistaat Sachsen ist für den Erhalt von Geldwäsche- Wi'he'm'BUCK's‘“ 2
_ 01097 Dresden

verdachtsmeldungen von der FIU verantwortllch?
Telefon +49 351 564-0

.. . . T | f +49 351 554-3199
Geldwascheverdachtsmeldungen Im Zusammenhang mIt mifimchsende

Verkehrsanbindung:. Steuerstraftaten gehen an die örtlich zuständige Steuerfahndungs- ZuerreichenmitdenStraEenbahnli-
dienststelle im Freistaat Sachsen, nien 3, 5. 7, s. 13

. Zollstraftaten gehen an das Zollfahndungsamt Dresden, Besucherparkpwue:

. Schwarzarbeit/illegale Beschäftigung gehen an die Finanzkontrol- Bittebeim EmpfangWilhelm-Buck—

IelSchwarzarbeit des Hauptzollamtes Dresden, 3‘“ 2°der4me'den'
. Terrorismusfinanzierung gehen an das Landeskriminalamt (LKA) Sach-

sen, Abteilung 5 — Polizeiliches Terrorismus— und Extremismus-
Abwehrzentrum.



STAATSMINISTERIUM

DES INNERN

 

Alle anderen Geldwäscheverdachtsmeldungen gehen an das LKA Sachsen, Abteilung
2 — Gemeinsame Finanzermittlungsgruppe Polizei/Zoll.

Frage 2:

Wie viele Geldwäscheverdachtsmeldungen wurden von der FIU in den Jahren
2016 bis 2018 an die zuständige Stelle im Freistaat Sachsen übermittelt (bitte in
Jahresscheiben unterscheiden in Verdachtsmeldungen, Nachmeldungen und
Meldungen mit einem Bezug zur Terrorismusfinanzierung)?

An das LKA Sachsen wurden in den Jahren 2016 bis 2018 insgesamt übermittelt:
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Jahr Anzahl der Verdachtsmeldungen darunter Meldungen mit einem
Bezug zur Terrorismusfinanzie-

rung
2016 1.135 19
2017 721 8
2018 921 2     
 

Die Steuerfahndungssteilen der sächsischen Finanzämter haben keine Anweisung, zu

Geldwäscheverdachtsmeldungen statistische Aufzeichnungen zu führen. Gleichwohl
ergeben sich aus freiwillig geführten Aufzeichnungen und Schätzungen der sächsi-

schen Finanzämter folgende Meldungszahlen:

 

 

 

 

Jahr Anzahl der Verdachtsmeldungen
2016 0
2017 O
2018 ca. 75    
 

Von einer weiteren Beantwortung seitens der Staatsregierung wird abgesehen.

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen (Sächs-

Verf) ist die Staatsregierung verpflichtet, Fragen einzelner Abgeordneter oder parla-

mentarische Anfragen nach bestem Wissen unverzüglich und vollständig zu beantwor-
ten. Nach dem Grundsatz der Verfassungsorgantreue ist jedes Verfassungsorgan ver-

pflichtet, bei der Ausübung seiner Befugnisse den Funktionsbereich zu respektieren,
den die hierdurch mitbetroffenen Verfassungsorgane in eigener Verantwortung wahr-
zunehmen haben. Dieser Grundsatz gilt zwischen der Staatsregierung und dem Parla-
ment sowie seinen einzelnen Abgeordneten, so dass das parlamentarische Fragerecht

durch die Pflicht der Abgeordneten zur Rücksichtnahme auf die Funktions- und Arbeits-

fähigkeit der Staatsregierung begrenzt wird. Die Staatsregierung muss nur das mittei-
len, was innerhalb der Antwortfrist mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung gebracht

werden kann (vgl. SächsVerfGH, Urteil vom 16. April 1998, Vf. 14-1—97).

Ob es sich bei einer Verdachtsmeldung um eine Nachmeldung gehandelt hat, wird sta-
tistisch nicht erfasst. Zur vollständigen Beantwortung der Fragen müssten insofern alle

2.852 in Frage kommenden Verdachtsmeldungen händisch ausgewertet werden. Wenn
man einen Zeitansatz von 15 Minuten für die Auswertung einer Verdachtsmeldung an-
setzt, wären dies über 700 Stunden für die Auswertung aller Ermittlungsverfahren. Bei
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einer 40-Stunden-Woche wäre ein Sachbearbeiter über 17 Wochen mit dieser Auswer-

tung befasst. Dieses Personal stünde dann für Kernaufgaben des Polizeivollzugsdiens-

tes nicht bzw. nur sehr eingeschränkt zur Verfügung. Die Staatsregierung kam daher
bei der vorzunehmenden Abwägung zwischen dem parlamentarischen Fragerecht ei-
nerseits und der Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der Staatsregierung sowie der
ihr zugeordneten Polizeibehörden andererseits zu dem Ergebnis, dass eine Beantwor-

tung der Frage auch unter Berücksichtigung des hohen Range des parlamentarischen

Fragerechts unverhältnismäßig und ohne erhebliche Einschränkung der Funktionsfä-
higkeit der sächsischen Polizei nicht zu leisten ist.

Hinsichtlich der Verdachtsmeldungen an das Zolifahndungsamt und das Hauptzollamt

liegen der Staatsregierung keine entsprechenden Erkenntnisse vor. Die Staatsregie-

rung ist dem Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. Sie ist daher lediglich in

Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit fallen und muss
nicht auf Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen. Dies ist

hier der Fall, denn die Verdachtsmeldungen an das Zollfahndungsamt und das Haupt-
zoliamt liegen im Zuständigkeitsbereich des Bundes.

Frage 3:
In wie vielen Fällen haben von der FIU in den Jahren 2016 bis 2018 an den Frei-
staat Sachsen weitergeleitete Geldwäscheverdachtsmeldungen zu weiterführen-
den Ermittlungen geführt (bitte in Jahresscheiben darstellen)?

Von einer Beantwortung seitens der Staatsregierung wird abgesehen.

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 Satz 1 SächsVerf ist die Staatsregierung verpflichtet, Fra-

gen einzelner Abgeordneter oder parlamentarische Anfragen nach bestem Wissen un—

verzüglich und vollständig zu beantworten. Nach dem Grundsatz der Verfassungsor-

gantreue ist jedes Verfassungsorgan verpflichtet, bei der Ausübung seiner Befugnisse
den Funktionsbereich zu respektieren, den die hierdurch mitbetroffenen Verfassungs—
organe in eigener Verantwortung wahrzunehmen haben. Dieser Grundsatz gilt zwi-

schen der Staatsregierung und dem Parlament sowie seinen einzelnen Abgeordneten,
so dass das parlamentarische Fragerecht durch die Pflicht der Abgeordneten zur

Rücksichtnahme auf die Funktions— und Arbeitsfähigkeit der Staatsregierung begrenzt
wird. Die Staatsregierung muss nur das mitteilen, was innerhalb der Antwortfrist mit

zumutbarem Aufwand in Erfahrung gebracht werden kann (vgl. SächsVerfGH, Urteil
vom 16. April 1998, Vf. 14-1-97).

Eine statistische Erfassung in den Datenbanken der sächsischen Staatsanwaltschaften
im Sinne der Fragestellung findet nicht statt. Die Beantwortung der Frage wäre daher

nur möglich, wenn man sämtliche Akten der im abgefragten Zeitraum wegen Geldwä-
sche bei den sächsischen Staatsanwaltschaften eingegangenen Verfahren händisch
auswerten würde. Dies wäre nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand möglich, der

ohne den Verlust der Funktionsfähigkeit der Staatsanwaitschaften in der für die Beant—

wortung der Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Frist nicht zu leisten wäre.

Es wären umfangreiche und zeitaufwändige Recherchen in den Aktenbeständen der
sächsischen Staatsanwaltschaften erforderlich. Dabei ist der Zeitaufwand für das Zie-
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hen der Akten aus den Geschäftsstellen und staatsanwaltschaftlichen Archiven, der

Aufwand zur Beiziehung versendeter Akten, das Auswerten der Akten und die schriftli-

che Dokumentation des gefundenen Ergebnisses zu berücksichtigen. Für die entspre—

chende Auswertung der Akten ist daher von einem Arbeitsaufwand von durchschnittlich

mindestens 30 Minuten je Akte auszugehen. Dies zugrunde gelegt, wird der bei den
sächsischen Staatsanwaltschaften für die händische Auswertung der allein im Jahr

2018 eingegangenen 1.429 Ermittlungsverfahren wegen Geldwäsche anfallende zeitli-

che Aufwand auf mindestens 89 Arbeitstage für einen in Vollzeit tätigen Mitarbeiter ge—
schätzt.

Auch unter Berücksichtigung des hohen Rangs des parlamentarischen Fragerechts er-

scheint der zur Beantwortung der Frage erforderliche Aufwand nicht mehr verhältnis-
mäßig und zumutbar. Eine weitergehende Beantwortung würde in erheblichem Umfang

eine größere Anzahl von Bediensteten in sächsischen Staatsanwaltschaften, die für
laufende Arbeiten nicht mehr zur Verfügung stünden, binden. Die Staatsregierung kam
bei der Abwägung zwischen dem parlamentarischen Fragerecht einerseits und der Si—

cherung der Funktionsfähigkeit der Staatsregierung und der ihr nachgeordneten Be-

hörden andererseits daher zu dem Ergebnis, dass eine Beantwortung der Frage unver-

hältnismäßig und ohne erhebliche Einschränkung der Funktionsfähigkeit der Rechts-

pflege nicht zu leisten ist.

Frage 4:
Wie viele Bedienstete sind derzeit im Freistaat Sachsen mit der Bearbeitung von

Geldwäschedelikten betraut?

In der sächsischen Polizei werden Straftaten im Sinne der Fragestellung in den Polizei-

direktionen und im LKA Sachsen bearbeitet. Geldwäsche macht dabei nur einen Teil

der in den Bereichen geführten Ermittlungsverfahren aus. Eine feste Zuordnung von

Ermittlungspersonen zu dem konkreten Kriminalitätsphänomen besteht grundsätzlich
nicht. Zum Stichtag 1. Januar 2019 waren 224 Bedienstete der sächsischen Polizei in
Bereichen eingesetzt, die Ermittlungsverfahren zu Geldwäschedelikten bearbeiten.

Für die Bearbeitung von Geldwäscheverfahren gegen bekannte Beschuldigte werden

bei den sächsischen Staatsanwaltschaften folgende Arbeitskraftanteile (AKA) einge-

setzt:

 

 

 

 

 

   

Staatsanwaltschaft AKA (Schätzung)

Chemnitz 0,5

Dresden 1,5

Görlitz 0,5

Leipzig 1,5

Zwickau 0,25   
In den sächsischen Steuerfahndungsstellen sind elf Bedienstete mit der Bearbeitung
von Fällen mit Geldwäschebezug, Geidwäscheverdachtsmeldungen und Auskunftser—

suchen nach dem Geldwäschegesetz betraut.

Seite 4 von 5

Freistaat

SACHSEN



Freistaat

SACHSEN
STAATSMINISTERIUM

DES iNNERN

 

Frage 5:

Wie bewertet die Staatsregierung die Neuausrichtung der deutschen Geldwä-

sche-Bekämpfungsstruktur seit Mitte 2017 hinsichtlich der verbesserten Erken-
nung, Verfolgung und Ahndung von Fällen der Geldwäsche im Sinne des § 261

Strafgesetzbuch im Vergleich zur vorherigen Aufgabengliederung?

Von einer Beantwortung seitens der Staatsregierung wird abgesehen.

Die Frage ist auf eine Bewertung gerichtet, die die Staatsregierung bisher nicht getrof-
fen hat. Zur Abgabe einer Bewertung ist die Staatsregierung nicht verpflichtet.

Mit freundlichen Grüßen

in Vertretung

,

Sebastian Gemkow

Seite 5 von 5


		2019-03-05T07:22:22+0100
	GRP: Elektronisches Dokumentations- und Archivsystem
	Erstellung des Nachweisdokumentes




